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§ 4
(1) Die Aufnahme von Personen in eine Kranken­

anstalt sowie die Entlassung solcher Personen, für die 
eine Anzeigepflicht gemäß §§ 2 und 3 besteht oder bei 
der Aufnahme bestanden hat, ist vom leitenden Arzt 
der Krankenabteilung innerhalb 24 Stunden der zu­
ständigen Abteilung Gesundheitswesen des Rates des 
Kreises anzuzeigen. In jeder Anzeige über die Ent­
lassung ist anzugeben, ob der Entlassene Erreger einer 
übertragbaren Krankheit ausscheidet.

(2) Die Entlassung von Personen aus einer Kranken­
anstalt ist nur mit Zustimmung der Abteilung Gesund­
heitswesen des Rates des Kreises zulässig, wenn der zu 
Entlassene noch Erreger einer übertragbaren Krank­
heit ausscheidet oder wenn die Zeit, in der eine An­
steckungsfähigkeit in der Regel als erloschen anzu­
nehmen ist, noch nicht abgelaufen ist. Für die Zustim­
mung ist die Abteilung Gesundheitswesen des Rates 
des Kreises zuständig, in deren Verwaltungsbereich sich 
die Krankenanstalt befindet.

Ermittlungs- und Schutzmaßnahmen
§ 5

Die Untersuchung und Behandlung von Personen mit 
übertragbaren Krankheiten oder mit Verdacht auf 
solche Krankheiten ist nur Ärzten gestattet. Ausgenom­
men sind die Fälle des § 1 Abs. 1 Ziffern 40, 43, 44.

§ 6
Personen, die an einer übertragbaren Krankheit er­

krankt sind oder bei denen der Verdacht einer über­
tragbaren Krankheit besteht, haben die Pflicht, sich 
von einem Arzt untersuchen und behandeln zu lassen. 
Ausgenommen sind die Fälle des § 1 Abs. 1 Ziffern 40, 
43, 44.

§ 7
(1) Ein Arzt, der von einer Person aufgesucht wird, 

bei der begründeter Verdacht auf eine übertragbare 
Krankheit vorliegt, hat die Untersuchung dieses Patien­
ten vordringlich vorzunehmen.

(2) Wird ein Arzt zu einer Person mit Verdacht auf 
eine übertragbare Krankheit gerufen, so ist die Unter­
suchung spätestens innerhalb von 24 Stunden vorzu­
nehmen oder zu veranlassen.

§ 8
(1) Wird durch ein^, ärztliche Untersuchung eine über­

tragbare Krankheit oder der Verdacht auf eine solche 
Krankheit, für die Krankenhauseinweisung vorgeschrie- 
ben ist (§ 10), festgestellt, so hat der Arzt unverzüglich 
die Einweisung in ein geeignetes Krankenhaus vor­
zunehmen und die Überführung zu veranlassen.

(2) Die Einweisung in ein Krankenhaus ist auch bei 
nichteimweisungspflichtigen übertragbaren Krankheiten 
zu veranlassen, wenn die Behandlung der Krankheit 
einen stationären Aufenthalt im Krankenhaus erfordert.

§ 9
(1) Personen, die wegen einer übertragbaren Krank­

heit oder des Verdachts auf eine solche in stationäre 
Behandlung überwiesen werden, haben der Einweisung 
Folge zu leisten.

(2) Die Abteilung Gesundheitswesen des Rates des 
Kreises kann die sofortige Unterbringung einer Person 
mit einer übertragbaren Krankheit oder mit Verdacht

auf eine solche oder eines Dauerausscheiders (§ 2 Abs. 1 
Buchst, c) in einem Krankenhaus verlangen, wenn

a) der Kranke, Krankheitsverdächtige oder der Dauer­
ausscheider die Anordnungen des Arztes nicht be­
folgt oder sich der Behandlung entzieht;

b) der Kranke, Krankheitsverdächtige oder der 
Dauerausscheider trotz Überweisung des Arztes 
kein Krankenhaus aufsucht oder das Krankenhaus 
vorzeitig ohne Erlaubnis verläßt;

c) die Personen, auf die sich Ermittlungs- und Schutz­
maßnahmen erstrecken (§§ 12 und 13) und die den 
Maßnahmen auf ärztliche Untersuchung, Ent­
nahme von Untersuchungsproben und den sonsti­
gen Maßnahmen der Absonderung und Beobach­
tung nicht Folge leisten.

§ 10
Das Ministerium für Gesundheitswesen bestimmt, 

bei welchen übertragbaren Krankheiten eine Einwei­
sung Kranker oder Krankheitsverdächtiger in statio­
näre Behandlung und Isolierung zu erfolgen hat.

§ 11
(1) Jeder Arzt, der als erster eine im § 1 Abs. 1 auf­

geführte Krankheit oder eine gemäß § 1 Abs. 2 be­
stimmte Krankheit, den Verdacht auf eine solche 
Krankheit oder einen infolge einer übertragbaren 
Krankheit eingetretenen Sterbefall festgestellt hat, ist 
verpflichtet, alle zur Verhütung einer Weiterverbrei­
tung notwendigen vorläufigen Sofortmaßnahmen zu 
veranlassen.

(2) Diese Maßnahmen sind der Abteilung Gesund­
heitswesen des Rates des Kreises spätestens innerhalb 
24 Stunden anzuzeigen.

§ 12
(1) Die Abteilung Gesundheitswesen des Rates des 

Kreises hat sofort in dem notwendigen Umfange Er­
mittlungen, insbesondere über Art der Erkrankung, 
Ansteckungsquelle, Ansteckungsweg, Ausbreitung der 
Krankheit und über die Gefahr der Weiterverbreitung, 
vorzunehmen.

(2) Die Ermittlungen und die sich daraus ergebenden 
Maßnahmen können sich auf Personen, Orte, Grund­
stücke, Wohnungen und Sachen erstrecken, auch wenn 
bei diesen keine unmittelbare Gefahr der Krankheits­
übertragung besteht.

§ 13
(1) Die Abteilung Gesundheitswesen des Rates des 

Kreises hat zur Verhütung der Weiterverbreitung über­
tragbarer Krankheiten die jeweils nach den Erforder­
nissen und örtlichen Verhältnissen notwendigen Schutz­
maßnahmen zu treffen.

(2) Schutzmaßnahmen, die den Tätigkeitsbereich an­
derer Abteilungen des Rates des Kreises berühren, sind 
im Einvernehmen mit diesen Abteilungen zu treffen, 
soweit nicht wegen der besonderen Dringlichkeit 
Schutzmaßnahmen unaufschiebbar sind.

(3) Die Schutzmaßnahmen können sich auf Personen, 
Orte, Grundstücke, Wohnungen und Sachen erstrecken; 
auch wenn diese nicht infiziert oder infektionsverdächtig 
sind.

(4) Als Schutzmaßnahmen können auch bestimmte 
Maßnahmen bezüglich des persönlichen Verhaltens zur 
Verhütung der Weiterverbreitung von Krankheiten vor­
geschrieben werden.


